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Umfassender Ne geplant 
Zum Wintersemester 1975/76 muß für fast alle Studiengänge an 
den hessischen Universitäten mit Zulassungs beschränkungen ge
rechnet werden. Nach dem derzeitigen Stand der Planungen blei
ben nur noch "Orchideenfächer" übrig, zu denen ein freier Zugang 
bestehen bleiben wird. Auf seiner Sitzung am 19. Dezember hat 
sich der zentrale Lehr- und Studienausschuß mit der geplanten 
Erweiterung der Zulassungsbeschränkungen befaßt. Prinzipiell 
werden sie von ihm begrüßt. Jedoch übte er scharfe Kritik an der 
mangelhaften Beteiligung der Hochschulen. 

Nach einem Beschluß des 
Verwaltungsausschusses der 
Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen (ZVS) vom 
14. November 1974 werden 
bundesweit folgende an hessi
sehen Hochschulen vorkom
mende Studiengänge mit Ab
schluß-Diplom, Magisterprü
fung oder Staatsexamen ein
schließlich der Studiengänge 
für das Lehramt an Gymna
sien zulassungsbeschränkt und 
in das Vergabeverfahren der 
ZVS einbezogen sein: 

planen. Falls das Land Hessen 
nicht durch den überwäl
zungseffekt in Mitleidenschaft 
gezogen werden wolle, müsse 
es ebenfalls tätig werden. 
Die Stellungnahme des Lehr
und Studien ausschusses der 
Universität Frankfurt zu die
sem Erlaß des Kultusrninisters 
lautet: 

die Selbstverwaltungsorgane 
Stellung nehmen. 
DIeses Verfahren ist eine Far
ce, denn mit Schließung der 
ersten Gruppe von Fächern 
wird sich automatisch der An
drang zur zweiten Gruppe so 
verstärken, daß auch deren 
Schließung vollends unum
gänglich ist. Der Ständige Aus
schuß I ist betroffen, wie 
extrem der hochschulpolitische 
Entscheidungsspielraum durch 
das vom Kultusminister ein
geschlagene Verfahren einge
schränkt wird. 
Mit größtem Bedenken gegen 
dieses Verfahrens stimmt er 
dem Vorschlag des Hessischen 
Kultusministers vom 2. 12. 1974 
zu, folgende Fächer in ein Lan-:
desverfahren aufzunehmen: 
• Germanistik, Sozialkunde, 
Musik, Sport, Romanistik, Po
litologie, Soziologie, Kunst, Ge
schichte. 
Darüber hinaus ist der Aus
schuß der Auffassung, daß 
grundsätzlich für alle Stu
diengänge die Ausbildungska
pazität festgestellt werden 
muß." 

~1I!IIIIIIIIIIIIUlIIIIIIIIIIIIIIIIJllII""I11I11IßI~IIII1I1I1I1I1I11I11!"III"III1I11I1""l11f11l1l11nrhl!1U1l1l1I11111111111!lilJllIIlIlIlIlIIlIIlIIlIIl 

i Professor Kantzenbach I 
i geht nach Hamburg i 
E ~ 
== Der Präsident der Universität Frankfurt, Prof. Dr. Erhard == 
== Kantzenbach, der am 31. 3. 1975 von' seinem Amt zurück- ~_.= 
.- tritt, hat inzwischen den an ihn ergangenen Ruf auf ein 5: 

Ordinariat für Wirtschaftspolitik an der Universität Ham- ~ 
burg zum Sommersemester 1975 angenommen. Kantzen
bach erklärte dazu in einer Stellungnahme am 24. 12. 1974, ~=:-_ 

- auch der Hessische Kultusminister habe ihm ein groß-
_ zügiges Angebot gemacht, ihn als Professor an der Uni- § 
_ versität Frankfurt zu halten. Für s·eine Entscheidung, nach ~ 
E: Hamburg zu gehen, seien überwiegend private Gründe ~ 
: maßgebend gewesen. ~ 
== In diesem Zusammenhang wies der Präsident alle Speku- § 
s Lationen zurück, er trete aus 1;lochschUlpolitischen Motiven § 

_~:-'-_ die Flucht aus Hessen an. Seiner Ansicht nach würde viel- -
mehr die Novellierung des Heslsischen Universitäts gesetzes § 

= zur weiteren Stabilisierung der Hessischen Hochschulen ~ 
== beitragen. Auch die Mehrheit . der liberalen Gruppen im ~ 

~ Konvent, mit denen er während seiner vierjährigen Amts- f§ 
§ zeit sehr gut zusammengearbeitet habe, sei in keiner Weise ~ . 
§ gefährdet. = 
= Kantzenbach hatte, wie berichtet, Ende November vergan- ~ 
~ genen Jahres seinen Rücktritt vom Amt des Präsidenten § 
=.~ zum Ende des Wintersemesters erklärt und diesen mit der iE 

zunehmenden Verringerung des SelbstverwalttIDgsspiel- § 
_ raumes der Hochschulen in aUen Bundesländern begründet. ~ 

Damals hatte er jedoch noch offengela,ssen, ob er in Ham- == 
~ burg oder in FrankfUlI't wieder als Professor tätig setn I 
F wolle. 
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• Medizin, Zahnmedizin, Vete
rinärmedizin, Pharmazie, Psy
chologie, Biologie, Chemie, 
Lebensmittelchemie, Haus
halts- und Ernährungswissen
schaften, Physik, Mathematik, 
Informatik, I)atentechnik, 
Elektrotechnik, Bauingenieur
wesen, Architektur, Rechts
wissenschaften, Betrie bswirt
schaftslehre, Volkswirt
schaftslehre, Wirtschaftswis
senschaft, Wirtschaftspädago
gik, Pädagogik, Anglistik und 
Geographie. 

"Der Ständige Ausschuß I hat 
bereits im WS 1972/73 zusätz
liche Zulassungsbeschränkun
gen für die Universität 
Frankfurt beantragt. Seitdem 
hat die Überfüllung der Uni
versität und damit die Not
wendigkeit von Zulassungsbe
schränkungen noch zugenom
men. Der Ausschuß begrüßt 
daher, daß der HKM endlich 
Schritte ergreift um die 
Funktionsfähigkeit der Uni
versität zu erhalten. Trotzdem 
muß der Ausschuß kritisieren, 
daß das vom Hessischen Kul
tusminister gewählte Verfah
ren, insbesondere die Beteili
gung der Hochschulen daran, 
vollig willkürlich ist. 

Konsens wieder herstellen 
Daraufhin hat der Hessische 
Kultusminister in einem Erlaß 
vom 2.12. 1974 vorgeschlagen, 
die Zulassung für die folgen
den weiteren Studiengänge zu 
beschränken: 
• Germanistik, Romanistik, 
Geschichte, Sport, Kunst, Mu
sik, Soziologie, Sozialkunde, 
Politologie, Agrarwissenschaf
ten, Maschinenbau/Papierin
genieurwesen, Vermessungs
wesen, Wirtschaftsingenieur
wesen. 
Er bat die Hochschulen zu 
diesem Vorschlag Stellung zu 
nehmen. Nach seiner Auffas
sung sollen die Studienplätze 
in 'diesen Studiengängen in 
einem Landesverfahren verge
ben werden. In dieses Landes
verfahren sollten auch alle 
Lehramtsstudiengänge für die 
insgesamt genannten Fächer 
einbezogen werden, ferner die 
Studiengänge für das Lehramt 
an Sonderschulen und an 
beruflichen: Schulen. 
Als Begründung für die ge
plante Ausweitung der Zulas
sungsbeschränkungen, führt 
der Kultusminister an, daß 
benachbarte Bundesländer ab 
Wintersemester 1975/76 einen 
umfassenden Numerus clausus 

Die nächste Ausgabe von 
UNI-REPORT 
erscheint am 23. Januar 1975. 
Redaktionsschluß ist der 
17. Januar 1975, in Aus
nahmefällen auch später. 
UNI-REPORT steht im 
Rahmen seiner Möglich
keiten allen Universitäts
mitgliedern für Veröffent
lichungen zur Verfügung. 

So wurde den Hochschulen die 
Kapazitätsverordnung mit der 
Zusicherung zugestellt, der 
sogenannte Vorlauf sei unver
bindlich und seine Ergebnisse 

. würden bei Zulassungsbe
schränkungen nicht zugrunde 
gelegt. Es ist zu befürchten, 
daß für die zum WS 1975/76 
geplanten Zulassungsbe
schränkungen die Ergebnisse 
des Vorlaufs die einzigen Re
chengrundlagen sein werden. 
Die Rechenergebnisse eines 
noch nicht ausgetesteten Ver
fahrens können aber nicht al
lein Grundlage für die Festle
gung von Höchstzahlen sein. 
Sonst bliebe das fatale Er
gebnis, daß die zentralen Gre
mien der Universität und der 
Fachbereiche über die wahre 
Bedeutung des Vorlaufs ge
täuscht wurden. 
Mit Erlaß vom 2. 12. 1974 teil
te der Hessische Kultusmini
ster mit, daß auf Beschluß des 
ZVS-Verwal tungsausschusses 
vom 14. 11. d. J. eine Reihe 
weiterer Studiengänge (unter 
ihnen Rechtswissenschaften, 
Wirtschaftswissenschaft und 
Anglistik) in das ZVS-V erfah
ren aufgenommen werden. 
Dieser Beschluß ist unter Mit
wirkung des Hessischen Kul
tusministers, aber ohne Betei
ligung der Hochschulen gefaßt 
worden. 
Von diesem Beschluß ausge
hend holt der Hessische Kul
tusminister nun die Auffas
sung der Hochschulen darüber 
ein, ob eine Reihe weiterer 
Studiengänge (unter ihnen So-

. ziologie, Politologie, Germani
stik und Romanistik) zusätzlich 
in ein gesondertes Landesver
fahren aufgenommen werden 
sollen. Im Gegensatz zu der 
ersten Gruppe sollen zu diesem 

Zu einer Grundsatzdiskussion 
über die hochschulpolitische 
Situation an der Universität 
Frankfurt kam es auf der er
sten Konventssitzung im Win
tersemester am 11. Dezember, 
als der Tagesordnungspunkt 
"Rechenschaftsbericht des 
Präsidenten" aufgerufen wur
de. Prof. Dr. Erhard Kantzen
bach, dessen dritter Rechen
schaftsbericht bereits Ende 
Oktober vorgelegt worden 
war, leitete die Diskussion mit 
einem kurzen Statement ein, 
das weniger einen Rückblick 
enthielt, sondern die in der 

. Präsidentenwahl: 

aten 
Der Senat hat am Mittwoch 
(8. Januar) die insgesamt 14 
Bewerbungen für die Wieder
besetzung der Stelle des Präsi
denten der Universität Frank
furt gesichtet und vier Kandi
daten ausgewählt, die am 
15. Januar zu einer Anhörung 
vor dem Konvent und dem Se
nat eingeladen werden. Es .sind 
Prof. Dr. Hans-Jürgen Krupp, 
derzeit Vizepräsident der Uni
versität Frankfurt, Achaz von 
Thümen, derzeit Kanzler der 
Universität Frankfurt, Dipl.
Volkswirt Rudolf Meyer, der
zeit stellvertretender Direktor 
des Deutschen Jugendinstituts 
in 1V!ünchen, und Dr. Diplom
landwirt Herwig Scholz, der
zeit Akademischer Oberrat an 
der Universität Göttingen. Die 
Anhörung am 15. Januar ist 
universitätsöffentlich. Sie fin
det im Hörsaal VI um 14.00 Uhr 
statt. 

nächsten Zeit zur Lösung an-
stehenden Probleme an-
schnitt: 
o Der Numerus clausus. Der 
Präsident erläuterte die Pla
nungen für umfassende Stu
dienbescnränkungen im kom
menden Wintersemester und 
die Schwierigkeiten bei der 
Festsetzung d.er Kapazitäten 
für jeden Studiengang. Er kri
tisierte in diesem Zusammen
hang das eigenmächtige Vor
gehen des Kultusministers. 
8 Die Studienreform. Die er
sten S&ritte habe der zentra
le Lehr- und Studienausschuß 
aufgrund von Initiativen aus 
der Präsidialverwaltung un
ternommen, so die Beschlüsse 
zur Einführung einer Orien
tierungsveranstaltung für alle 
Studiengänge und den Aufbau 
einer zentralen Studentenbe
ratung. 
8 Die durch die Novellierung 
des HUG bevorstehende Über
leitung der Dozenten alter Art 
in Dozenten neuer Art, die 
dem Assistenzprofessor ent
sprechen, bzw. in wissen
schaftliche Mitarbeiter. In 
diesem Punkt kritisierte der 
Präsident die HUG-Novelle, 
die er generell begrüßt. Nach 
der HUG-Novelle seien die 
Eingangsvoraussetzungen für 
einen Dozenten ebenso hoch 
wie für einen Professor. Da
mit verliere der Dozentensta
tus seine wichtigste Funktion, 
die der wissenschaftlichen 
Qualifizierung für den Profes
sorenstatus. 
Als Sprecher der Demokrati
schen Opposition warf Prof. 
Dr. Herbert Schnädelbach 
dem Präsidenten vor, er habe 
während seiner Amtszeit ei
nen Zwei-Fronten-Krieg ge
gen den Kultusminister einer
seits und die Studenten ande-

rerseits aufgebaut. Zu Diffe
renzierungen hinsichtlich der 
Opposition sei er nicht in der 
Lage. Dies spreche gegen sei
ne bei Amtsbeginn beabsich
tigten Integrationsbemühun
gen. Der Demokratischen Op
position werfe er pauschal 
Verweigerungspolitik vor. Je
doch erwähne er nicht, noch 
habe er eine Erklärung dafür, 
daß die Demokratische Oppo
sition zwar nicht in den zen
tralen Gremien, so doch ent
scheidend in den Fachberei
chen mitarbeite. 
Als Ergebnis der Amtszeit von 
Präsident Kantzenbach stellte 
Schnädelbach eine breite Re
signation fest. Zwar gebe es 
dafür objektive Bedingungen, 
der Präsident fördere sie je
doch, indem er Hochschulpoli
tik nur als Kapazitätspolitik 
und als Rechtspolitik begreife. 
An den Nachfolger Kantzen
bachs stellte Schnädelbach die 
Forderung: "Er soll Präsident 
der ganzen Universität sein." 
Kantzenbach gab in seiner 

- Erwiderung zu, daß seine In
tegrationspolitik gescheitert 
sei, dies allerdings aus Grün
den, die die Demokratische 
Opposition zu vertreten habe. 
Seine Bereitschaft zur Zusam
menarbeit mit der Opposition 
habe dort aufgehört, wo sie 
nicht mehr gemeinsame Ver
fahrensregeln anerkannte, in
dem sie sich nicht zu einer 
gemeinsamen Ablehnung von 
Gewalt in der hochschulpoliti
schen Auseinandersetzung be
reit fand. Dieser verlorene 
Grundkonsens über demokra
tische Verfahrensweisen, so 
stellte Vizepräsident Prof. Dr. 
Hans-Jürgen Krupp ergän
zend fest, müsse wieder gefun
den werden. 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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Freitag, 10. Januar 
KlausKirchgässner, 
Stuttgarl: 
Ein selektives Iterationsver
fahren und Verzweigungspro
bleme 
17.30 Uhr, Kolloquiumsraum 
711 des Mathematischen Semi
nars, Robert-Mayer-Straße 10 
Veranstalter: Die Dozenten der 
Mathematik 

* Pet er Ja nie h, Konstanz: 
Protophysik - philosophische 
Kritik oder physikalische· 
Grundlagenforschung? 
20.15 Uhr, Seminarraum 4 des 
Fachbereichs Philosophie 
Ver:aIliStalter: Fachbereich Phi
losophie 

~ontag, 13. Januar 
Wilhelm L. F. Brink
mann: 
Antrittsvorlesung: Schwarz': 
wässer 
14.15 Uhr, Geowissenschaft
licher Hörsaa'l, Senckenberg
anlage 34 
Veranstalter: Fachbereich Geo
wissenschaften 

~ 
N. K. J ern e, Institute for 
Irnmunology, Basel: 
Das Immunsystem als Netz';' 
werk 
16.15 Uhr, Hörsaal des Paul
Ehrlich-Instituts, Paul-Ehr
lich-Straße 42-44 
Veranstalter: Paul-Ehrlich-
Institut 

Dienstag, 14. Januar 
Ger d K 0 h I h e pp, Frank
furt: 
Ziele und Problematik der bra
silianischen En:twicklungspla
nung im Amazonasgebiet 
16.30 Uhr, Geographisches, In
stitut, Senckenberganla,ge 36, 
Raum 308 . , . 
VerClinstaltUJIlg im Rahmen des 
Geographischen Kolloquiums. 

* E r h a r d Kau er, Philips 
Forschungslab6ratoriiUlll • - - -
Aachen: - - - , 
Die Möglichkeiten der NutZung 
von -.Soimenenergie im Wohn~ 
bereich - - _. 
17.15 Uhr, Großer Hörsaal des 
PhYlslkalisch~ Verem,s, . Ro-

; 

Funkkolleg 
Zum Funkkolleg "Sozialer 

. Wandel" findet das Begleitse
minar des Didaktischen Zen
trums ab 14. Januar 1975 zu 
neuen Anfangszeiten statt und 
behandelt jeweils Sendung 
und Studienbrief der Vorwo
che: Dienstag, 17. c. t. - 19 
Uhr im Turm, 2. Stock, Raum 
140. 
Die Nachhörstunde, in der die 
Rundfunksendung der Vorwo
che über - Tonband abgespielt 
wird, findet ab 14. 1. 1975 
statt: Dienstag, 16 bis 17 Uhr 
im Trum, 2. Stock, Raum 
236a. 
Materialien zum Funkkolleg 
"Sozialer Wandel" (Studienbe
gleitbriefe und Tonbänder) 
können nach Vereinbarung in 
der Arbeitsstelle Fernstudium 
und Weiterbildung im Turm, 
2. Stock, Raum 239, ausgelie
hen werden. Gleiches gilt für 
die Materialien früherer 
Funkkollegs. 
Die Hausarbeiten für das 
Funkkolleg "Sozialer Wandel" 
müssen bis spätestens 15 Ja
nuar 1975 (Poststempel!) abge
schickt oder im Zentralbüro 
abgegeben sein, dies ist Vor
aussetzung zur Teilnahme an 
den Klausuren. 
Termin für die erste Klausur 
zum Funkkolleg "Sozialer 
Wandel" ist Samstag, 15. März 
1975, in der Universität. Be
ginn voraussichtlich 14 Uhr. 

bert-Mayer-Str. 2-4, I. Stock: , 
Veranstaltung im Rahmen des 
Seminars "Physikalische As
pekte der Energieversorgung" 

* A. Man n s c h r eck, . Re-
gensburg: 
Acylwanderung in C2,O-Dia~ 
cylenolen 
17.30 Uhr, Chemisches Kollo
'quium Ni-ederrad 
Veranstalter: Institute für An
organi,sche und Organisdle 
Chemie in Niederrad 

* O. F. K ern b erg, New York: 
Normaler und pathologischer 
Narzißmus - Strukturelle und 
klinische Überlegungen 
20.15 Uhr, Hörsaal H V 
Verapstalter: Institut für Psy
choanalyse 

~ontag, 20. Januar 
D e t I e v Kar s t e n, Institut 
für Sozialökonomie der Uni
versität Stuttgart: 
Äthiopien Konsequenzeri 
der Trockenheit 
20 Uhr, Hörsaal des Geographi
schen Instituts, SenckenbeJ'g
a.nla.ge 36, IH. Stock ' 
Veranstalter: Frobenius-Ge
seIlschaft e. V. und Frobenius
Institut 

* B. u r k h a r, d S t r ü m p e 1, 
University of Michigan: 
Inflation , und Verteilungsge
rechtigkeit 
17 Uhr, Hauptgebäude, Raum 
146 
Veranstalter: Prof. Krupp 

Dienstag, 21. Januar 
Gerald Gruber, Frank
furt: 
Intensive Development Zones 
in der Entwicklungsplanung 
Zambias 
16.30 Uhr, GeographiJSche'S" In-'
stitut, Senckenberganlage 36, 
Raum 308 
Veranstalh:inlg im Rahmen des 
Geographischen Kolloquiums 

* Eduard Justi, 'TU Braun"': 
schweig: 
Energie-Übertragungs
probleme 
17,.15 Uhr, Großer Hörsaal des 
Physikalischen Vereins, Ro
bert-Mayer-Str. 2-4, I. Stock: 
Veranstaltung im Rahmen des 
Seminars "Physikalische As
pekte der Energieversorgung" 

* o s w i n G ü n t her, Pa ul-
Ehr lich-Institut, Frankfurt: 
Unspezifische Komponenten 
spezifischer Immunreaktionen 
18.15 Uhr, Hörsaal des PauJ.
Ehrlich-Instituts, Paul-Ehr
Lich -Straße 42-44 
196. Kolloquium des Pauil-Ehr
lich-Instituts, des Georg
Speyer-Hauses und des Ferdi
nand-Blum-Instituts 

* K. Nie den zu, University 
Kentucky (USA): 
Ein Blick in die Welt der Bor
Stickstoff-HeterocycIen 
16.15 Uhr, Niederurseier Hang, 
Raum A 514 
Chemisches Kolloquium Nie
derursel 

Mittwoch, 22. Januar 
He i n z Ha h n, Studienkreis 
für Tourismus e. V., München: 
Ergebnisse und Probleme der 
Tourismusforschung 
19.15 Uhr, Institut für Volks
kunde (Europäisch-e Ethnolo
gie), Beethovenstraße 59 
Veranstaltung im Rahmen des 
;Kolloquiums "Freizeitanaly
,sen" 

* O. W eis e, Würzburg: 
Iran - Entwicklungsland alter 
Kultur 
19 Uhr, ,Hörs1aal der Geowis
senschaftoo, Senckenberg
anlage 34 
Veranstalter: Frankfurter Geo
graphische Gesellschaft 

UNI-REPORT 

Lehr- und Lernfreiheit 
Für die Konventssitzung vom 11. Dezemb,er 1974 hatte die Gruppe 
"Demokratische Hochschulreform" (DHR) ein Diskussionspapier 
vorbereitet, das niebt mehr mündlich vorgetragen werden. konnte, 
weil der Konvent um 19.15 Uhr beseblußunfähig geworden war. 
Es faßt die Diskussionen um die Lehr- und Lernfreiheit inner
halb der DHR zusammen und ist als ein Beitrag gedacht, die 
Grundsatzdiskussion auch im Konvent über diese Frage zu be
ginnen. 

Zunächst einmal scheint es 
uni ' die . Abwägung zweier 
Rechtsgüter zu gehen: die 
Freiheit des Lehrenden, die 
Inhalte seiner Ankündigungen 
zu bestimmen und die ihr 
korrespondierende Wahlfrei
heit des Studenten zwisChen 
verschiedenen Lehrangeboten. 
Unserer Einschätzung nach 
erweist der Verlauf der Kon
flikte nun aber, daß es weder 
um die Infragestellung des ei
nen Rechts auf Kosten des · 
anderen · geht, noch, daß ir
gendeine Seite in dieser Aus
einandersetzung darauf ab
zielte, die mit jenem Begriffs
paar bezeichnete Eigenverant
wortung der Universität .ins
gesamt einzuschränken oder 
gar aufzuheben. 
Der Streit entzündet sich 
meist an der Forderung der 
Studenten, jene Freiheiten in
haltlich auszufüllen, d. h. dar
über zu diskutieren, was Leh
re und Studium in der gegen
wärtigen historischen Situa
tion eigentlich bedeuten. Eben 
diese Diskussion wird nun 
aber von der anderen Seite 
als illegitim zurückgewiesen, 
da sie geeignet sei, die Lehr
freiheit des einzelnen Hoch
schullehrers einzuschränken. 
Dabei werden hochschuldi
daktische Gesichtspunkte all
zu leicht verdeckt. Im Ansatz 
sind Konflikte im Feld der 
umstrittenen Lehr- und Lern
freiheit meist didaktische Ka
tastrophen, die man nicht 
rasch zu rechtlichen Posftlo":' 
nen hochstilisieren sollte. 
Wir meinen, daß der ' defen
siven Interpretation des 
Rechtsgutes Lehrfreiheit ein 
liberalistisches D~nkmodel1 
zugrunde liegt, das die Rege
lung der Fragen, die For
schung, Lehre und Ausbildung 
aufwerfen, den je privaten In
teressen der Beteiligten, dem 
"freien Spiel der Kräfte" über
läßt. Diese Interpretation ver
deckt jedoch nicht nur die 
Tatsache der Geschichtlich
keit der mit dem Begriffspaar 
bezeichneten Probleme, son
dern erscheint uns gerade in 
der gegenwärtigen kulturpoli
tischen Situation als für die 
Universität insgesamt keines
wegs ungefährlich. Denn 
wenn es der Universität nicht 
gelingt, ihren Freiraum für 
die Organisation von For
schung und Lehre selbst zu 
definieren und inhaltlich -
d. h. entsprechend der gesell- · 
schaftlichen Aufgaben, die sie 
zu leisten hat - auszufüllen, 
dann wird dies eben von an
derer Seite geschehen. 
Es wird demnach darauf 'an
kommen, herauszufinden, wel
che gesellschaftlichen Ansprü
che die Universität zu erfüllen 

Pupille-Programm 
Programm der 2. Januarhälf
te: 
Freitag, 17.1. 
Vibeke Lökkeberg: Abort 
(Norwegen 1972) 
Samstag, 18. 1. 
C. Alemann : Es kommt darauf 
an, sie zu ändern (BRI) 1972/ 
73) 
Dienstag, 21. 1. 

. R. Daopoulos, Colletivo Femi
nista di Cinema: L' Aggegtivo 
Donna [Adjektiv Frau] (Italien 
1972) 
Mittwoch, 22. 1. 
Egon Günther: Der Dritte 
(DDR 1972) 

hat, wenn die in ihr vereinig
ten Gruppen einen Konsens 
über die Inhalte von Lehr
und Lernfreiheit erreichen 
wollen. 
Unserer Auffassung nach ist 
die Gruppenuniversität gegen
wärtig bei ihrer Interpretation 
der Begriffe Freiheit der Leh
re und des Lernens mit drei 
gesellschaftlichen Anforde
rungen konfrontiert: 
o Mit dem Anspruch, daß die 
Universität die politische Ver
antwortung möglicher Folgen 
ihrer Akti vi tä ten . in Lehre 
und Forschung mitträgt. 
Begründet wird der Anspruch 
einmal mit der Rolle, die die 
deutsche Universität ·in der 
Weimarer Republik und im 
Dritten Reich gespielt hat; 
zum anderen mit der Verwer
tung wissenschaftlicher For
schungsergebnisse bei der 
Produktion bei Massenver
nichtungsmitteln. Wir meinen, 
daß beide Gründe stichhaltig 
sind. 
Gerecht wird die Universität 
der genannten Forderung, 
wenn sie in ihrer Forschungs
organisation und bei der Fest
legung von Studiengängen da
für Sorge . trägt, 'daß die Er
kenntnisinteressen ebenso wie 
die beabsichtigten und mögli
chen Folgen" wissenschaftli
cher Forschung in den Veran
staltungen akademischer Leh
rer thematisiert werden. 
Das Begriffspaar Freiheit der 
Lehre und des Lernens erhält 
unter diesem Gesichtspunkt 
demnach den Inhalt, den Ver
wertungszusarnmenhang wis .. 
senschaftlicher Forschung und 
Lehre nicht nur zum Gegen
stand akademischer Erörte
rungen zu machen, sondern 
auf diesen . Verwertungs zu
sammenhang auch Einfluß zu 
nehmen. . 
f) Mit dem Anspruch in ei
nem bisher nicht gekannten 
Ausmaß Ausbildungsfunktio
nen für nahezu alle Berufsfel
der zu übernehmen. 
Begründet wird dieser An
spruch mit der sog. "Verwis
senschaftlichung" aller Le
bensbereiche, die die traditio
nelle Unterscheidung zwi
schen akademischen und 
handwerklichen Berufsqualifi
kationen obsolet macht. Die 
Begründung scheint uns zu
treffend. 
Eine unzureichende Antwort 
auf den genannten Anspruch 
wäre es aber, die verschiede
nen Studiengänge lediglich 
auf die Qualifikationsanforde;
rungen der verschiedenen 
Berufsfelder auszurichten. Es 
geht vielmehr darum, die Pra
xisprobleme der verschiede
nen Lebensbereiche und 
Berufstäygkeiten als gesell
schaftlich vermittelte durch
schaubar und die politischen 
Implikate möglicher Problem
lösungen diskutierbar zu ma
chen. So wird z. B. die Kon
zeption eines Studienganges 
für künftige Geschichtslehrer 
nicht umhin können, das Pro
blem politischer Implikationen 
sowohl in der Geschichtsfor
schung wie in der Ge
schichtsdidaktik zu themati
sieren. 
Das Begriffspaar Freiheit der 
Lehre und des Lernens bedeu
tet demnach unter dem Ge
sich tspunkt uni versi tärer 
Ausbildungsaufgaben : 
Hochschullehrer und Studen
ten haben das Recht, nicht n:ur 
Wissenschaft für Studiengän
gen zur technischen Bewälti
gung von Berufsaufgaben di ... 

daktisch aufzuarbeiten, son
dern zu den politischen Pro
blemen der verschiedenen 
Berufsfelder Stellung zu be
ziehen. 
• Mit dem Anspruch, das 
Prinzip demokratischer Mitbe
stimmung auch in den Ausbil-

_ dungs institutionen wirksam 
zu machen. 
Wir meinen, daß dieser An
spruch im Hinblick auf die 
Universität zu Recht besteht 
und werten die Konzeption 
der Gruppenuniversität, die 
dem HUG zugrunde liegt, als 
konsequenten Versuch, die 
spezifischen Funktionen von 
Forschung und Lehre mit die
sem Anspruch in Überein
stimmung zu bringen. . 
Das bedeutet einmal, daß alle 
an der Universität beteiligten 
Gruppen unter Beachtung 
spezifischer Rollendifferenzen 
von Lehrenden und Lernen
den an den hochschulpoliti
schen Entscheidungsprozessen 
beteilig~ sein müssen. 
Das bedeutet darüber hinaus, 
daß die gesellschaftliche 
Funktion der Universität in 
diesen Entscheidungsprozessen 
permanent mit zur Debatte 
steht, eih Konsens über die 
Aufgaben der Universität mit
hin nur im demokratischen 
Konfliktaustrag . der Universi.,. 
tätsöffentlichkeit ' hergestellt 
werden kann. 
Freiheit der Lehre und des 
Lernens bezeichnet in diesem 
Zusammenhang die hoch
schuldidaktische Aufgabe 4er 
Einübung demokratischer Le"7 
bensformen und der Fähig~eit 
po.litischer Auseinanders~t~ 
zung an der Universität. Sie 
setzt das Recht der Lehrenden 
und ' der Lernenden voraus, 
ihre jeweilige Einschätzung 
der konkreten Arbeitssitua
tion und damit auch der Insti
tutionsziele der Universität in 
den Kontext der wissenschaft
lichen Erörterung von Sach..: 
problemen einzubringen. An
dererseits gehört hierzu die 
Pflicht b'eider Gruppen, dafür 
Sorge zu tragen, daß die "aka
demischen" Auseinanderset
zungen nicht durch Pressio
nen behindert oder verhindert 
werden. 
Angesichts ' fortwirkender 
Traditionen einer "unpoliti
sehen" Universität betrachten 
wir die Einführung demokra
tischer Kooperationsformen 
von Lehrenden und Lernen
den als eine schwierige und 
langwierige Aufgabe. Ohne 
institutionalisierte Konflikt
schlichtung wird sie nicht zu 
leisten sein. Dieter Stoodt 

Konsens ... 
(Fortsetzung von Seite 1) 

Der Studentenvertreter Eber
hard Zimmermann fixierte 
den entscheidenden Bruch 
zwischen Mehrheitskoalition 
und Demokratischer Opposi
tion auf den Konflikt im Zu
sammenhang mit dem Klau
surenstreik im Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaften vor 
drei Jahren. Damals habe die 
Rechtsabteilung der Universi
tät begonnen, die politischen 
Entscheidungen zu treffen. 
Kantzenbach hingegen deutete 
diesen Konflikt als die Ab
kehr der linken Studenten
gruppen von der theoretischen 
Argumentation zur Taktik der 
Rollkommandos. 
Nach dieser allgemeinen Dis
kussion über die hochschulpo
litische Lage und ihre Ursa
chen begann der Konvent, 
nacheinander die Arbeit der 
einzelnen Ausschüsse zu be
handeln. Die Debatte wurc:le 
jedoch wegen Beschlußunfä
higkeit abgebrochen. 
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Programm für Hochschulen Keine. einstufige Juristenausbildung 
Beschluß der Fachbereichskonferenz Rechtswissenschaft 
vom 11. Dezember 1974 

In der Koalitionsvereinbarung 
zwischen den hessischen 
Landtagsfraktionen der SPD 
und der FDP, die nach wochen
langen Verhandlungen am 
9. 12. 1974 der Öffentlichkeit 
vorgelegt wurde, wird zum 
Thema "Kultur und Bildung," 
grundsätzlich festgestellt: "Die 
notwendige Priorität der be
ruflichen Bildung ist zu ge
währleisten." Entsprechend zu
rückhaltend sind die im fol
genden zitierten Aussagen 
über die Hochschulpolitik in 
dieser Legislaturperiode. 

1. Hochschulen - Kosten 
Kapazitätsausnutzung und Ka
pazi tä tserweiterung 
Die mittelfristige Finanzpla
nung des Landes ist unter Be
rücksichtigung der überpro
portional gestiegenen Kosten 
im Hochbau daraufhin zu prü
fen, ob alle Bauten im Hoch
schulbereich im Planungszeit
raum errichtet werden bzw. 
zu Ende - gebracht werden 
können. Bei der Umschich
tung hat Priorität der weitere 
Ausbau der Fachhochschulen 
sowie der Gesamthochschule 
Kassel. 
Am Prinzip der Dezentralisie
rung ist nur festzuhalten, 
wenn dadurch nicht überpro
portional hohe Kosten entste
hen. 
Um Beurteilungs- und Ver
gleichsmöglichkeiten zu erhal
ten, solLten auch im Hoch
schulbereich Kosten-Nutzen
Analysen durchgeführt wer..: 
den, wie sie in § 7, 2 BHO ge
fordert sind. 
Kapazitätsausweitungen und 
gegebenenfalls erforderlic~ 
werdende Kapazitätsbeschrä,n
kungen sind am Bedarf zu 
orientieren. Kapazitätsauswe'i
tungen sind vorwiegend durch 
bessere Nutzung vorhandener 
Hochschuleinrichtungen zu ~r~ 
reichen, auch durch Straffung 
der Studiengänge. Insgesamt 
sollte angestrebt werden, die 
Stellen für Studienanfänger in 
der kommencJ,en Legislaturpe
riode um zehn Prozent zu ver
mehren. Um dieses Ziel zu er
reichen, sind die Verfahren 
zur einheitlichen Berechnung 
der Ausbildungs kapazitäten 
inhaltlich und methodisch zu 
verbessern. 
Studienanwärter, die auf 
Grund des Numerus clausus 
keinen Studienplatz erhalten, 
sind nach Möglichkeit auf 
vergleichbare Studiengänge 
an Fachhochschulen zu ver
weisen. " Wa rtestudien" sind 
mit allen wirksamen Maßnah
men zu verhindern bzw. ein
zuschränken. 

2. Landeshochschulverband 
Anstelle des vom HHG vorge
sehenen Landeshochschulver
bandes tritt auf der Grundla
ge des vorliegenden Gutach
tens eine Hochschulplanungs
organisation, die dem Kultus
ressort zugeordnet ist. 

3. Hochschule - Humanmedi
zin 
Das hessische Universitätsge
setz ist in seinem humanmedi
zinischen Teil zu novellieren. 
Ziel der Novelle ist die Ver
mehrung von Studienplätzen 
in der Medizin, u. a. durch 
Einbeziehung der Lehrkran
kenhäuser in die klinische 
Ausbildung unter Berücksich
tigung diesbezüglicher bun
desgesetzlicher Regelungen. 
Zur Vorbereitung erforderlich 
werdender Maßnahmen in 
diesem Bereich wird vom Ka
binett eine Kommission einge
setzt. Darin sollen außer Ver
tretern der Ressorts, die Ko
alitionsfraktionen, die Fachbe
reiche Humanmedizin, die 
Präsidenten der Universitäten 

und die Leistungsträger ver
treten sein. 

4. Gesamthochschule Kassel 
Die Verhältnisse an der Ge
samthochschule Kassel sind 
mit durchgreifenden Maßnah
men umgehend zu konsolidie
ren. Sie ist zu einem natur
wissenschaftlich-technischen 
Schwerpunkt weiterzuentwik
keIn. An die Stelle des Refe
renten entwurfs für ein Ge
samthochschulgesetz tritt ein 
"Gesetz betr. die Struktur und 
den Aufbau einer GHS in 
Kassel". 
Die Aufgaben der bisherigen 
Projektgruppe sind so weit 
wie möglich den gewählten 
Hochschulgremien zu übertra
gen. 
Standort GHS Kassel: "Hen
schelei". 

5. Hochschulzulassung 
Der Staatsvertrag zum Nu
merus clausus ist von seiten 
des Landes Hessen zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu 
kündigen. Das Land Hessen 
wird im Bundesrat auf mög
lichst rasche Verabschiedung 
des HRG drängen. 
Steht eine weitere Verzöge
rung zu befürchten, ist ein 
Hochschulzugangsgesetz zu 
fordern. Die "Umgehungsquo
te" für den öffentlichen Ge
sundheitsdienst beim Numerus 
dausus muß drastisch erhöht 
werden; entsprechende Ver
handlungen mit der Zentral
stelle in Dortmund und den 
anderen Bundesländern sind 
unmittelbar aufzunehmen. 

6. Studentenwerke 
Sobald dm'ch Anderung der 
RVO sich studentische Kran
kenkassen erübrigen, sind die 
Studentenwerke in ihrer der
zeitigen Form aufzuheben. 
Die bisher von den Studen
tenwerken erfüllten sozialen 
Aufgaben müssen organisato
risch anderen Einrichtungen 
der Universitäten zugeordnet 
werden. 
Das HUG ist in diesem Sinne 
zu ändern. 

Einstufige Juristenausbildung 
In einem speziellen Kapitel 
unter dem Thema "Justizpoli
tik" nehmen die Fraktionen 
zur einstufigen Juristenausbil
dung Stellung, die als Modell
versuch an der Universität 
Frankfurt eingeführt werden 
sollte: 
a) Zum Sommersemester 1975 
ist an der Universität Frank
furt am Main die Erpro'bung 
einer einstufigen Juristenaus
bildung zu beginnen. Hierfür 
sind die notwendigen gesetzli
chen, personellen und sachli
chen Voraussetzungen zu 
schaffen. 
Die Möglichkeit einer zwei
stufigen Ausbildung an der 
Universität Frankfurt am 
Main muß - auch für Neuan
fänger - einstweilen erhalten 
bleiben; die Frage der Beibe
haltung der zweistufigen Ju-

Konzert 
Das Institut für Musikerzie
hung der Goethe-Universität 
(Sophienstr. 1-3) hat eine 
ständige Konzertreihe unter 
dem Titel "Kleine Konzerte 
im Institut für Musikerzie
hung der Johann Wolf gang 
Goethe-Universität" einge
richtet. Das nächste Konzert 
dieser Reihe ist Werken von 
Arnold Schönberg gewidmet. 
Die Ausführenden sind: Gun
dula Bernat-Klein, Sopran; 

'Dietlinde Selch, Violine; 
Traute Dechant-Murtfeld und 
Bernd Ickert, Klavier. 
Das Konzert findet am 13. 1. 
1975 um 18 Uhr c. t. in der So
phienstr. 1-3, Raum 6 statt. 

ristenausbildung ist rechtzeitig 
vor dem Sommersemester 1976 
erneut zu prüfen. 
b) Der Grundsatz der Gleich
wertigkeit beider Ausbil
dungsgänge ist zu wahren, 
und zwar sowohl hinsichtlich 
des Ausbildungsziels und der 
Lehrinhalte als auch bei den 
Leistungs- und Prüfungsan
forderungen (einschließlich 
Notenstufen). 
c) Die Pflichtfächer sind aus
drücklich zu bezeichnen (vergl. 
Bremer Staatsgerichtshofur
teil). 
d) Die einstufige Ausbildung 
verbindet theoretische und 
praktische Ausbildung und 
bezieht, insbesondere in der 
Eingangsstufe, die ihr vom 
Gegenstandsbereich her ver
bundenen Sozialwissenschaf
ten ein. Unverzichtbar sind: 
ein eineinhalb jähriges gesell
schajtswissenschaftlich- juristi
sches Grundlagenstudium 
die ununterbrochene Verbin
dung von Theorie und Praxis 
während der gesamten Aus
bildungszeit 
und die Übereinstimmung von 
PrüfungsinhaUen und -formen 
mit der vorangegangenen Aus
bildung. 
Sie muß sich nach den Anfor
derungen richten, die an die 
wesentlichen . juristischen 
Berufe gestellt werden. 
Die Ausbildungsveranstaltun
gen sind von Professoren und 
Praktikern gemeinsam zu pla-

Die Fachbereichskonferenz stellt einstimmig fest, daß die in 
der Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und FDP festgeleg
ten Bedingungen einer einstufigen Juristenausbildung weit an 
den Grundsätzen vorbeigehen, die der Fachbereich in jahre
langer Arbeit entwickelt und öffentlich vertreten hat, und die 
in dem von der Bund-Länder-Kommission für Bildungspla
nung genehmigten Modell niedergelegt sind. 
Der Fachbereich sieht sich daher außerstande, die einstufige 
Juristenausbildung einzurichten und löst die entsprechenden ' 
Planungsgruppen auf. 
Wie der Fachbereich stets betont hat, kann das Nebeneinander 
von ein- und zweistufiger Juristenausbildung weder innerhalb 
der vorgesehenen Frist bewältigt noch können die Konsequen
zen einer Parallelausbildung ökonomisch und pädagogisch ver
antwortet werden. Außerdem ist das jetzt veröffentlichte Mo
dell sachlich nicht akzeptabel, da es bei gleichzeitiger Verkür
zung des Grundstudiums eine unvertretbare Ausdehnung und 
Isolierung der praktischen Ausbildung vorsieht und da es von 
einer völlig undifferenzierten Gemeinschaftsplanung von Pra
xis und Universität ausgeht. 
Mit einem solchen Modell kann das angestrebte Reformziel 
einer Verbindung von Theorie und Praxis nicht erreicht 
werden. 

nen und durchzuführen (Be
teiligung von Praktikern an 
Lehrv~ranstaltungen und von 
Professoren an Arbeitsge
meinschaften). 

e) Gliederung des Ausbil
dungsgangs: eineinhalb Jahre 
Eingangsstufe und viereinhalb 
Jahre Hauptstufe und Vertie
fungsstufe. 

Von den insgesamt 72 Mona
ten Ausbildungszeit sind in der 
Hauptstufe mindestens 12 Mo
nate und in der Vertiefungs
stufe mindestens 18 Monate der 
praktischen Ausbildung zu wid
men, wobei ein Ausbildungs-

abschnitt nicht weniger als 
zwei Monate dauern sollte. 
Mit dieser Reform verfolgt die 
Landesregierung _ das Ziel, Ju
risten auszubilden, die in der 
Lage sind, im Rahmen der 
verfassungsmäßigen Ordnung 
die Entwicklung des demokra
tischen und sozialen Rechts
staates verstärkt zu fördern. 
Der Fachbereich Rechtswis
senschaft hat daraufhin die 
Planungen für die Einführung 
der ein stufigen Juristenaus
bildung eingestellt, weil er 
sich außerstande sehe, auf 
dieser Basis zu arbeiten (s. 
Beschluß im Wortlaut). 

Prof~ Heydorn t 
Professor Dr. Hans Joachim 
Heydorn ist am 15. Dezember 
1974 unerwartet einem Herz
versagen im 59. Lebensjahr 
erlegen. 
Heinz-J oachim Heydorn be
gann auf der Basis eines weit
gespannten Studiums, dessen 
Schwerpunkte Philosophie 
und Sinologie waren, seine 
Hochschullehrer-Laufbahn in 
der Lehrerbildung am Päd
agogischen Institut in Jugen
heim/Bergstraße. Bereits da
mals war er politisch lebhaft 
engagiert, so im Zusammen
hang mit der Gründung des 
SDS und als Vertreter in der 
Hamburger Bürgerschaft. Sei
ne politischen Aktivitäten 
kündigten schon in früher 
Zeit die ihn später auszeich
nende Synthese von leiden
schaftlicher politischer Stel
lungnahme und tiefgründiger 
philosophischer Reflexion an. 
Beide versuchte er auf den 
Nenner theoriegebundenen 
pädagogischen Handels zu 
bringen. Er präsidierte der 
Hochschule für Erziehung, als 
diese 1961 als Nachfol
ge-Einrichtung des Pädagogi
schen -Instituts Jugenheim der 
J ohann Wolfgang Goe
the-Universität in Frankfurt 
angegliedert wurde. Seitdem 
war Heydorn als Professor für 
Erziehungs- und Bildungswe
sen an der Frankfurter Uni
versität tätig, in den letzten 
Jahren innerhalb des Fachbe
reichs Erziehungswissenschaf -
ten bei gleichzeitiger Mit
gliedschaft im Fachbereich 
Philosophie. ~rst jüngst war 
beabsichtigt, seine Venia le
gendi auf die Philosophie 
auszudehnen. Damit sollte 
eine geistige Entwicklung 
Ausdruck und Anerkennung 
finden, die sich in den letzten 
Jahren sowohl in seinen 
Lehrveranstaltungen als auch 
in seinen Publikationen nie
derschlug, nämlich die immer 
innigere Verknüpfung von 
Bildungsphilosophie und Er
ziehungswissenschaft. Die 

denkerischen Positionen, von 
denen er dabei bestimmt war, 
sind markiert von den Namen 
Marx, Humboldt und Come
nius. Es deutet sich darin die 
erstrebte Erweckung und Be
gründung eines Humanismus 
an, der sich sowohl am Klas
sischen unmittelbar wie am 
humanen Anspruch der Auf
klärung als auch an der von 
Marx entworfenen Idee einer 
konfliktfreien Gesellschaft 
orientierte. - Darin war zu
gleich die moralische Energie 
eines Denkers eingegangen, 
der sich keinen Täuschungen 
über die Problematik der 
Menschennatur hingab und 
doch an der überzeugung 
festhielt, daß durch die An
strengung des Geistes, die sich 
in pädagogische Praxis um
setzt, eine Heilung der Welt 
möglich sei. So kreist Heydorns 
Werk, mit dem er Aufsehen er
regte, "über den Widerspruch 
von Bildung und Herrschaft" 
(1970), um eine solche instau
ratio magna, um die Frage, 
wie Herrschaft aufzuheben 
sei, damit reine Menschenbil
dung ungehindert sich entfal
ten könne. Und in der Schrift 
"Zu einer Neufassung des Bil
dungsbegriffs" (1972) geht er 
dem Problem nach, wie ein 
dem aufgeklärten Humanis
mus verpflichteter Bildungs
begriff, der weder Bildungs
bürgertum noch Funktionärs
elite legitimiert, entwickelt 
werden kann. Vorarbeiten 
dazu leistete er in verschiede
nen, in der Geschichte der 
Pädagogik angesiedelten Un
tersuchungen, so vor allem in 
den gemeinsam mi t Gernot 
Koneffke vorgelegten "Studi
en zur Sozialgeschichte und 
Philosophie der Bildung" 
(1973), deren Bogen sich von 
Comenius bis zu den Schul
kämpfen in der beginnenden 
Weimarer Republik spannt. 
Heydorn versuchte damit -
wie auch bei all seinem öf
fentlichen Auftreten - einer 
wachsenden, ihn bestürzenden 

Prof. Hans Joachim Heydorn 
Foto: Bopp 

Theorieblindheit entgegenzu
wirken und der pädagogischen 
Praxis das philosophische 
Rüstzeug kritischer Reflexion 
an die Hand zu geben. Die ho
hen Ansprüche, die er an sich 
selbst stellte, richteten sich 
aus am klassischen Maß: der 
Sprache, der Erkenntnis, der 
geistigen Form. In jüngster 
Zeit war er, neben der Fort
setzung seiner Herausgebertä
tigkeit von kaum bekannten 
Schriften zu ' Aufklärung und 
Neuhumanismus, noch mit 
Vorarbeiten zu einem Werk 
über "Plotin und das Ende der 
antiken Philosophie" beschäf
tigt, unermüdlich den Spuren 
des Geistes nachgehend, um 
diese in ihrem unvergängli
chen Teil in die Gegenwart 
hereinzuholen. Es bleibt die 
Erinnerung an eine faszinie
rende Persönlichkeit, die im 
Gespräch auch geistige Geg
nerschaft vergessen machte. 
In oft utopischen Bildern -
hier als Erbe von Marx sich 
darstellend - zuckten immer 
wieder Geistesblitze auf, die 
in ihrer Eigentlichkeit, oft 
auch Neuartigkeit überrasch
ten und zugleich bereicherten 
durch die Tiefe des Gedan
kens, den sie erhellten. 

Günther Böhme 
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Politische Disziplinierung 
noch mehr einengen, da sie 
auf sämtliche Kollegen ein
schüchternd wirkt. 

• das Recht, sich als Wissen
schaftler auch im Rahmen 
seiner wissenschaftlichen Tä
tigkeit politisch zu äußern, 

"Politische Disziplinierung an 
der Universität" war das The
ma einer gemeinsamen außer
ordentlichen Mitgliederver
sammlung der ÖTV -Betriebs
gruppe Universität und der 
GEW -Sektion Universität · am 
19. Dezember. Nachdem aus
fijhrlich über die Schwierig
keiten von drei Bediensteten 
der Universität Frankfurt be
richtet worden war, faßte die 
Versammlung einstimmig die 
folgende Resolution: 

"Die GEW-Sektion Urüversi
tät Frankfurt und ÖTV-Be
triebs gruppe sind sich darin 
einig, daß kein Kollege, kein 
Bediensteter der Universität 
Frankfurt wegen seiner politi-

Grundlage des Beamtengeset
zes, das Teil des besonderen 
Dierrstrechts · für alle Arbeiter, 
Angeste'llte 'und Beamte im 
öffentlichen Dienst ist. Dieses 
besondere Dienstrecht ver-

Alle genannten Kollegen sind 
gewerkschaftlich organisiert 
und treten' für die Einheit der 
DGB-Gewerkschäften ein. 
Aufgrund ihrer gewerkschaft
lichen und beruflichen Arbeit 
sind wir der Meimirig, daß siE~ 

• das Recht, sich zu organi
sieren und politisch zu enga
gieren . . 

Wir fordern alle gewerk
schaftlich organisierten Kolle
gen und alle anderen Bedien
teteh der Universität Frank
furt auf, sich mit den genann
ten Kollegen solidarisch zu 
erklären. Wir fordern die bei
den Gewerkschaften ÖTV und 
GEW, Fluf,. den von politischer 
Disziplinierung betroffenen 
Kollegen Rechtsschutz zu ge
währen!" 

' sehen überzeugung b~nachtei
ligt werden darf. 
Mit der Verweigerung und der 
Androhung von Nichtverlän
gerung von Arbeitsverträgen 
für unsere Kollegen ' Henrich 
und Wegener und dem be
kanntgewordenen disziplina
rischen Verfahren gegen d~n 
Kollegen Schneider verletzen 
die ·anstellenden Behörden -
Universitätsverwaltung und 
Hessischer Kultusminister -
demokratische Gruhdrechte. 
Wir stellen diesen Gesichts
punkt heraus, weil offen oder 
verdeckt die genannten Maß
nahmen pauschal damit be
gründet werden, die von ih
nen betroffenen Bediensteten 
oder Bewerber träten nicht 
jederzeit aktiv für das Grund
gesetz ein. Der Staat mißach
tet als Dienstaufsichtsinstanz 
die elementaren Freiheits
rechte seiner Bediensteten im 
Namen der :"freiheit
lieh-demokratischen ! Grund
ordnung". Er tut dies auf der 

. bunden mit weiteren ein
schränkenden Entscheidungen 
des Bundesverfassungsge
richts und er Innenminister
konferenz bedeutet 

. aktiv für <;lemokratjsche Rech
te , und ~reiheiten eintreten. 
Wir sehen im Vorgehen des 
,Präsidenten und des Kultus
ministeriums einen Angriff 
auf grundlegende Rechte aller 
Mitglieder' der Universität: 

UNI-REPORT 
Zeitung der Universität Frankfurt 
am Main. Herausgegeben vom Prä
sidenten der Universität. Redalt
ti on : Andrea Fülgraff und Rein
hard Heisig, Presse- und Informa
tionsstelle der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität Frankfurt, D-6 
Frankfurt am Main 1. Senckenberg
anlage 31 , Telefon 06 11 I 7 98 - 25 31 
oder 24 72 . Telex 0413 932 unif d. 
Namentlich gezeichnete Beiträge 
geben nicht unbedingt die Meinung 
des Herausgebers wieder-
UNI-REPORT erscheint alle 14 Tage 
am Donnerstag. mit Ausnahme der 
Semesterferien. Die Auflage von 
15000 Exemplaren wird an die Mit
glieder der Universität Frankfurt 
am Main verteilt. - Zur Zeit ist 
die Anzeigenpreisliste Nr. 6 vom 
1. Oktober 1974 gültig. - Druck: 
Union-Druckerei. 6 Frankfurt am 
Main. 

Das Institut für Angewandte Physik - wissenschaft
liche Betriebseinheit - sucht eine 

PHYS.-TECHN. ASSISTENTIN (BAT VI b/Vc) 
für die Arbeitsgruppe "Beschleuniger- und Atom
physik". Erwartet werden die Fähigkeit und die Be
reitschaft zu selbständiger Bearbeitung vielseitiger 
und interessanter Aufgaben. Erwünscht sind Kennt
nisse im technischen Zeichnen und der englischen 
Sprache. 
Bewerbungen werden erbeten an den geschäftsfüh
tenden Direktor des Instituts für Angewandte Physik, 
Herrn Prof. Dr. H. Klein, 6 Frankfurt/M., Robert
Mayer-Straße 2-4. 

Das Institut für Angewandte Physik - wissenschaft
liche Betriebseinheit - sucht eine 

SEKRETÄRIN (BAT VII/VI b) 
Die Bewerberin sollte selbständig an Aufgaben der 
Organisation und Verwaltung mitarbeiten sowie die 
wissenschaftliche Korrespondenz mit dem In- und 
Ausland erledigen. Erwünscht sind gute Schreibma
schinenkenntnisse und Kenntnisse der englischen 
Sprache. 
Bewerbungeil werden erbeten an den geschäftsfüh
renden Direktor des Instituts für Angewandte Physik, 
Herrn Prof. Dr. H. Klein, 6 Frankfurt/M., Robert
Mayer-Straße 2-4. 

Am Englischdidaktischen Seminar der Johann Wolf
gang Goethe-Universität, Fachbereich 10, ist ab sofort 
ej.ie Stelle einer 

WISSENSCHAFTLICHEN HILFSKRAFT 
OHNE ABSCHLUSS 

(50 Monatsstunden) zu besetzen. 
Vergütung: 397,- DM brutto. 
t\ufgaben: Tätigkeiten in der allgemeinen Verwal
tung, Sekretariats arbeiten, wissenschaftliche Dienst
leistungen. 
Bewerbungen an die Geschäftsführung des Englisch
didaktis,chen Seminars, 6 Frankfurt am Main, Ketten
hofweg 139. 

Im Fachbereich Biochemie und Pharmazie der Uni
versität Frankfurt (Betriebseinheit Lebensmittelche
mie) ist ab sofort die SteHe einer 

CHEM.-TECHN. ASSISTENTIN (BAT VIb) 
zu besetzen. 
Erforderlich sind KenntniJSse im analytischen Arbei
ten, Mitarbeit bei den lebensmittelchemischen Prakti
ka ist vorgesehen. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden er
beten an das Institut für LebensmitteLchemie, 6 Frank
furt am Main, Georg-Voi.gt-Straße 16. 

Das Institut für Petrologie, Geochemie und Lager
stättenkunde im Fachbereich 17 (Geowissenschaften) 
sucht zum baldigen Eintritt eine 

SEKRET.ÄRIN 
(BAT VII/VI b). 
Die Bewerberin sollte die Fähigkeit und Bereitschaft 
zur selbständigen Erledigung von Verwaltungs- und 
Organisationsaufgaben haben. Gute Schreibmaschi
nen- und Stenokenntnisse werden erwartet. Englische 
Spr:achkenntnisse sind erforderlich. 
Bewerbungen werden erbeten an den geschäftsführen
den Direktor des Instituts, Prof. Dr. K. v. Gehlen, 
6 Frankfurt am Main, Senckenberganlage 28, Telefon 
798 - 2102. 

• gesetzliche Grundlage für d~e 
Beschränkung gewerkschaftli
cher und politischer Rechte 
(z. B. Streikverbot für Beamte) 
• gesetzliche Grundlage. für 
politische Disziplinierung b,s 
hin zum Berufsverbot. 

• das Recht, einen Beruf aus
zuüben, für den man sich 
. q~alifiziert hat, 

Die Anwendung dieses beson
deren Dienstrechts und der 
genaimten Entscheidungen 
muß verhindert werden. ' Die 
aufgezählten Fälle sind Bei
spiele dafür, was Kollegen er
wartet, wenn sie sich öffent
lich poljJisch äußern und be
tätigen, ohne sich in den vom 
Staat für angemessen gehalte
nen Grenzen zu bewegen. Und 
eine jede Disziplinierung, 
Nichteinstellung oder Entlas
sung wird, sofern wir ihr 
nicht entgegentreten, den Be
wegungsraum für politische 
Äußerung und Betätigung 

'Präsident weist' 'Vorw'ürfe I ,zurück 
I 

In einem ISchreiben vom 6. 1. 
1975 an den Vorsitzenden der 
GEW-Sektion Universität hat 
der Präsident, Prof. Dr. Erhard 
Kantzenbach, die in der Reso
lution gegen ihn enthaltenen 
Vorwürfe nachdrückliCh zu
rückgewiesen. Wörtlich heißt 
es darin: "Ich gehe d:;won aus, 
daß der Beschluß durch Ihre 
Initiative und mit Ihrer Billi
gung gefaßt wurde. Wenn das 
so ist, w~ren Sie meiner Mei
nung na.ch verpflichtet gewe-

sen, sich vorher eingehend 
über die betreffenden Fälle zu 
informieren. Dies ist jedoch 
weder bei mir noch beim Kanz
ler geschehen. Ich bin der Auf
fassung, daß es dem Ansehen 
Ihrer Gewerkschaft schadet, 

. wenn Sie derart gravierende 
Beschlüsse offensichtlich ohne 
hinreichende Information fas
sen." Der Präsident erklärt ab
schließend seine Bereitschaft, 
den GEW -Sektionsvorsi tzen
den nachtrn glich über die be
treffenden Fälle aufzuklären. 

Die Hochschule für Gestaltung Offenbach am Main 
sucht als Leiter des Studentensekretariats 

VERWALTUNGSANGESTEL(.TEN 
(Verg.-Gr. Vb BAT) 

Voraussetzung sind Kenntnisse im Hochschulbereich 
bzw. in einer öffentlichen Verwaltung. 
Das Sachgebiet umfaßt u. a.: Studienangelegenheiten, 
Fa.chbereichsangelegenheiten, Studentenbetreuung, 
Lehraufträge und stud. Hilfskräfte. 
2. Einen 

MITARBEITER FÜR 
VERWALTUNGSANGELEGENHEITEN 
(BAT VIb) 

Bewerbungen erbeten mit den üblichen Unterlagen an 
Hochschule für Gestaltung Offenbach am Main, 
6050 Offenbach am Main, Schloßstraße 31, Telefon 
0611 / 81 33 55. 

Am Institut für Verkehrswissenschaft-Rechtswissen
schaftliche Abteilung - der Johann Wolfgang Goethe
Universität ist die Stelle einer 

WISSENSCHAFTLJCHEN HILFSKRAFT 
ab 1. April 1975 zu besetzen. 
Bewerbungen sind mit den üblichen Unterlagen bis 
zum 31. Januar 1975 an Herrn Prof. Dr. Ruhwedel, 
Institut für Verkehrswissenschaft, Frankfurt/Main, 
Senckenberganlage 31, zu richten. 

Im Fachbereich 17 - Geowissenschaften - ist am 
Institut für Meteorologie und Geophysik voraussicht
lich ab 1. 2. 1975 eine Stelle für eine 

WISSENSCHAFTLICHE HILFSKRAFT 
OHNE ABSCHLUSS . 

zu besetzen. 
Aufgaben: Mi-twiükung bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Übungen an der Wetterkarte, Be
treuung des Wetterkartenarchivs. 
Bewerbungen erbeten an: Professor Dr. H. W. Georgii, 
Ffm., Feldbergstraße 47, App. 23 75. 

In der Abteilung für Sexualwissenschaft des Zentrums 
der psychosozialen Grundlagen der Medizin (Ge
schäftsführender Direktor des Zentrums und Leiter 
der Abteilung: Prof. Dr. V. Sigusch), Klinikum der 
Universität Frankfurt am Main, sind ab sofort zwei 
Stellen für 

WISSENSCHAFTLICHE MITARBEITER 
BesGr. II a BAT, zu besetzen. 
Die Bewerber sollen in einer neu einzurichtenden 
sexualmedizinischen Ambulanz arbeiten: 
Gesucht werden Ärztinnen/Arzte bzw. Dipl.-Psycho
loginnen/Dipl.-Psychologen mit bzw. in psychoanalyti
scher Ausbildung oder mit verhaltenstherapeutischen 
Kenntnissen und möglichst eigenen verhaltensthera
peutischen Erfahrungen oder mit klinis'chen, insbeson
dere psychiatrischen Erfahrungen und Interesse an 
einer praktisch -sexualmedizinischen Tätigkeit. 
Eigene Weiterbildung in auswärtigen Instituten soll 
ermöglicht werden. . 
Interesse an der Weiterbildung. von Ärzten ist er
wünscht. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen und ins
besondere einer Darstellung der bisherigen therapeu
tischen bzw. klinischen Tätigkeit sind bis zum 24. 1. 
1975 zu richten an: 
Prof. Dr. V. Sigusch, Klinikum der Universität, 
6 Frankfurt/M. 70, Theodor-Stern-Kai 7. 

In der Arbeitsgruppe Neuro- und Rezeptorphysiologie 
im Fachbereich Biologie der Universität Frankfurt/M. 
ist die Stelle einer 

TECHNISCHEN ASSISTENTIN (VI b) 
zu besetzen. 
Aufgabengebiete: Tierhaltung, -Mitarbeit bei elektro
physiologischen Experimenten und bei Arbeiten im 
Bereich der Licht- und Elektronenmikroskopie. 
Bewerbungen sind zu richten an den Sprecher der 
Arbeitsgruppe Neuro- und Rezeptorphysiologie, FB 
Biologie der Universität, 6 Frankfurt/M., Siesmayer
~traße 70, Tel. 7 9847 01 oder 7 98 48 30. 

Das Seminar für Wirtschafts~ und 'Sozialpolitik sucht 
zum 1. Februar 1975 eine 

SEKRETÄRIN (BAT VII) 
eventuell auch halbtags, für Schreib- und Verwal
tungstä ti gk ei t. 
Bewerbungen richten Sie bitte schriftUch bils zum 
25. 1. 1975 an Prof. Dr. Gäbler, Seminar für Wirt
schafts- und Sozialpolitik, 6 Frankfurt/Main, Merton
straße 17. 
Oder vereinbaren Sie telefonisch einen Termin für 
eine persönliche Vorstellung unter der Nr. 798/3508. 

Im Fachbereich Geschichtswissenschaften, Betriebs
einheit Historisches Seminar, ist voraussichtlich zum 
1. 3. 1975 auf die Dauer von zwei Jahren die Stelle 
eines 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 
(BAT II a) nach § 45 HUG zu besetzen. 
Erforderliche Qualifikation: Abgeschlossenes Ge
schichtsstudium, möglichst Promotion. Erwartet wer
den fundierte Kenntnisse besonders auf dem Gebiet 
der Geschichte des 19. Jahrhunderts, speziell der Ge
schichte des Vormärz sowie der Geschichte und Theo
rie des Liberalismus. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis 
zum 24. 1. 1975 zu richten an den geschäftsführenden 
Direktor des Historischen Seminars. 

DE:r " diskus "-Verlag sucht neuen 
VERLAGSLEITER 

Anfang: 1. Februar 1975. Besondere Kenntnisse: Be
triebswirtschaft und Verlagswesen. 
Bewerbung.en an "diskus "-Verlag, 6 Frankfurt/Main, 
Jügelstraße 1, Tel. 79831 88. 

Am Institut für Psychologie der J. W. Goethe-Univer
. sität ist im Arbeitsbereich "Lernen und Motivation" 
die Stelle eines 

WISS. BEDIENSTE,TEN (BAT 11 a) 
zum 1. 3. 1975 zu besetzen. 
Der Bewerber sollte Kenntnisse in elektrophysiologi
scher Meßmethodik besitzen und bereits mit einer 
biophysikalischen Meßtechnik experimentell gearbei
tet haben. 
Die Einrichtung einer Rechenanlage zur Versuchs
steuerung und Datenverarbeitung ist vorgesehen.· 
Das Diplom in Psychologie ist unerläßliche Einstel
lungsvoraussetzung. Weitere Qualifikationsmerkmale 
wie einschlägige wissenschaftliche Veröffentlichungen 
und Promotion sind erwünscht. 
Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnissen, evtl. Lite
raturliste und sonstigen Unterlagen sind an den Ge
schäftsführenden Direktor des Instituts für Psycholo
gie der Universität Frankfurt, 6 Frankfurt am Main, 
Kettenhofweg 128, zu richten. 
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